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Deshalb war auf den Kassationsantrag der Beschluß des 
Bezirksgerichts aufzuheben und die Sache zur anderweiten 
Entscheidung an das Bezirksgericht zurückzuverweisen.

§§ 218 Abs. 2, 219 Abs. 2, 85 Abs. 1, 86 Abs. 4 ZGB.
Der Anspruch auf Zahlung einer Verzugsgebühr bei Nicht­
rückgabe eines Leihgegenstandes besteht nur bei Verzug. Ver­
zug liegt nicht vor, wenn der Entleiher bei Beendigung der 
vereinbarten Ausleihzeit dem Ausleihbetrieb unverzüglich 
mitteilt, daß der Leihgegenstand abhanden gekommen ist.
BG Karl-Marx-Stadt, Urteil vom 16. Mai 1985 - BZB 119 85.

Der Verklagte hat am 10. November 1984 beim Ausleihdienst 
des Klägers eine Kamera „Pentacon“ mit Zubehör ausgelie­
hen. Als Rückgabetermin war der 12. November 1984 verein­
bart worden. Am 13. November 1984 teilte der Verklagte dem 
Kläger mit, daß ihm die ausgeliehenen Sachen abhanden ge­
kommen seien und er den Zeitwert ersetzen werde. Eine 
Zahlung erfolgte nicht

Den Anträgen des Klägers entsprechend verurteilte das 
Kreisgericht den Verklagten, Schadenersatz in Höhe des Zeit­
wertes der abhanden gekommenen Sachen und darüber hin­
aus eine Leihgebühr ab 13. November 1984 bis zur Rechtskraft 
der Entscheidung von 3 M täglich, höchstens jedoch den drei­
fachen Betrag des Zeitwertes, sowie Verzugszinsen zu zählen.

Die Berufung des Verklagten hatte teilweise Erfolg.

Aus der Begründung:
Der Entscheidung des Kreisgerichts ist darin zu folgen, daß 
der Verklagte für den eingetretenen Verlust der von ihm aus­
geliehenen Gegenstände dem Kläger gegenüber schadener­
satzpflichtig ist. (wird ausgeführt)

Nicht'gefolgt werden kann jedoch der Entscheidung, so­
weit der Verklagte zur Zahlung einer Verzugsgebühr (Leih­
gebühr) für die abhanden gekommenen Leihsachen verurteilt 
worden ist.

Dem vom Obersten Gericht in seinem Urteil vom 29. März 
1983 - 2 OZK 6/83 - (NJ 1983, Heft 7, S. 300) dargelegten 
Grundsatz, daß dann, wenn die ausgeliehenen Gegenstände 
nicht mehr vorhanden sind, vom • Ausleihbetrieb Schadener­
satz in Höhe des Zeitwertes und auch eine Verzugsgebühr 
gefordert werden kann, liegt ein anderer als der in vorlie­
gender Sache festgestellte Sachverhalt zugrunde. Dies hat das 
Kreisgericht nicht beachtet.

Der Anspruch auf Zahlung einer Verzugsgebühr wegen 
nicht termingerechter Rückgabe der Leihgegenstände ist 
grundsätzlich nur dann begründet, wenn sich der Entleiher 
hinsichtlich des vereinbarten Rückgabetermins tatsächlich in 
Verzug befindet. Das ist jedoch nicht schon dann der Fall, 
wenn die ausgeliehenen Gegenstände abhanden gekommen 
sind und deshalb ihre Rückgabe unmöglich geworden ist. 
Maßgeblich ist vielmehr, daß der Entleiher den vereinbarten 
Rückgabetermin verstreichen läßt, ohne dem Ausleihbetrieb 
Kenntnis vom Verlust der Sachen zu geben. Damit befindet 
sich der Entleiher in Verzug, selbst wenn sich später heraus­
stellt, daß die Rückgabe bereits zum vereinbarten Zeitpunkt 
nicht möglich war.

In derartigen Fällen — ein solcher liegt der o. g. Entschei­
dung des Obersten Gerichts zugrunde — ist eine Verzugsge­
bühr bis zum dreifachen Betrag des Zeitwertes der Leihsa­
chen zu zahlen.

Rechtlich anders zu beurteilen sind jedoch die Fälle, in 
denen der Entleiher sofort bei Beendigung der Ausleihzeit 
dem Ausleihbetrieb den Verlust der Sachen mitteilt. In vor­
liegender Sache hat der Verklagte am 13. November 1984, und 
damit einen Tag nach Beendigung der vereinbarten Ausleih­
zeit, den Kläger über den Verlust der ausgeliehenen Gegen­
stände informiert. Mit dieser unverzüglichen Mitteilung, war 
für den Kläger klargestellt, daß eine Rückgabe der Leihge­
genstände auch zu einem späteren Zeitpunkt nicht erfolgt 
und somit Anspruch auf Schadenersatz für die abhanden ge­
kommenen Gegenstände besteht. Dem Kläger war es daher 
bereits zu diesem Zeitpunkt möglich, vom Verklagten Scha­
denersatz zu fordern und den Anspruch ggf. auch gerichtlich 
geltend zu machen. Dazu wäre er im Interesse des Schutzes 
des Volkseigentums auch verpflichtet gewesen.

Unter diesen Umständen liegt kein Verzug vor, so daß 
ein Anspruch auf Zahlung einer Verzugsgebühr nicht begrün­
det ist. Das würde auch den Grundsätzen der Verzugsrege­
lung widersprechen, die darauf gerichtet sind, den Entleiher 
zur fristgemäßen Rückgabe der Leihsache zu veranlassen, um 
anderen Bürgern die Nutzung zu ermöglichen.

Deshalb war der Antrag auf Zahlung einer Verzugsgebühr 
einschließlich der dafür verlangten Zinsen unter Abänderung 
der Entscheidung des Kreisgerichts als unbegründet abzuwei­
sen.

Strafrecht * 1

§§ 115 Abs. 1, 116 Abs. 1 und 2, 44 Abs. 1 StGB.
1. Zur Höhe der Freiheitsstrafe bei schwerer Körperverlet­
zung im Rückfall.
2. Bei einer Verurteilung gemäß § 116 Abs. 2 StGB ist § 44 
Abs. 1 StGB nicht anzuwenden, da der Strafrahmen der ent­
sprechenden gesetzlichen Regelung im Besonderen Teil des 
StGB eine höhere Strafe vorsieht (hier: höhere Mindeststrafe 
und Obergrenze).
OG, Urteil vom 4. November 1986 — 5 OSK 7/86.

Der 27jährige Angeklagte ist mehrfach, teils einschlägig, vor­
bestraft. Er wurde u. a. 1980 wegen Rowdytums zu einer Frei­
heitsstrafe von einem Jahr, 1981 wegen Verletzung gerichtli­
cher Maßnahmen zu einer Haftstrafe von drei Monaten und 
1981 wegen vorsätzlicher Körperverletzung zu einer Freiheits­
strafe von sechs Monaten verurteilt Die letzte Entlassung 
aus dem Strafvollzug erfolgte am 23. Juli 1985. Bereits nach 
kurzer Zeit kam es zu Arbeitsdisziplinverletzungen.

Der Angeklagte war mit der Zeugin B., der späteren Ge­
schädigten, befreundet Am Tattag trank er tagsüber 10 bis 
15 Glas Bier und 10 doppelte Schnäpse. Gegen 21 Uhr begab 
er sich mit der Zeugin zu Bett. Er hatte seinen Rasierapparat 
bei sich, aus dem er die Rasierklinge entnahm und sie auf 
den Nachtschrank legte. Dabei fragte er die Zeugin u. a., was 
sie tun würde, wenn er sie umbringen wolle. Nach dem Aus­
tausch von Zärtlichkeiten legte sich der Angeklagte auf die 
Zeugin, umfaßte mit beiden Händen ihren Hals und begann 
zuzudrücken. Aus Angst schob die Zeugin ihn weg, worauf er 
den Griff lockerte, jedoch die Hände um den Hals liegen ließ. 
Anschließend würgte er sie bis zur Bewußtlosigkeit und 
brachte ihr mit der Rasierklinge eine fünf cm lange Schnitt­
verletzung am rechten Unterarm bei. Nachdem er sich eben­
falls eine Schnittverletzung am Unterarm zugefügt hatte, 
schlug er der Zeugin ins Gesicht, bis sie das Bewußtsein wie­
dererlangt hatte. Dann band er ihr den stark blutenden Arm 
ab und veranlaßte ärztliche Hilfe.

Während der durch das Würgen eingetretenen Bewußt­
losigkeit befand sich die Geschädigte in Lebensgefahr. Sie er­
litt durch den Würgevorgang zahlreiche kratzerartige Haut­
abschürfungen, Blutergüsse und Hautrötungen im Halsbe­
reich. Die Schnittverletzung mußte genäht werden. Die sta­
tionäre Betreuung dauerte eine Woche.

Zur Tatzeit lag beim Angeklagten eine alkoholbedingte 
verminderte Zurechnungsfähigkeit gemäß § 16 StGB vor, die 
er schuldhaft herbeigeführt hatte.

Außerdem entwendete der Angeklagte in einer Gaststätte 
der Zeugin V. die Aktentasche mit verschiedenen Gegenstän­
den. Es entstand ein Schaden von 138,75 M.

Auf Grund dieses Sachverhalts verurteilte das Kreisge­
richt den Angeklagten wegen schwerer Körperverletzung 
(Verbrechen gemäß §§ 115 Abs. 1, 116 Abs. 1 und 2 StGB) so­
wie wegen Diebstahls von persönlichem Eigentum (Vergehen 
gemäß §§ 177 Abs. 1, 180 StGB) — jeweils unter den strafver­
schärfenden Bedingungen des Rückfalls (§ 44 Abs. 1 StGB) — 
zu einer Freiheitsstrafe von zwei Jahren und sechs Monaten.

Weiterhin legte es die Notwendigkeit der Prüfung beson­
derer Maßnahmen zur gesellschaftlichen Wiedereingliederung 
gemäß § 47 StGB vor Entlassung aus dem Strafvollzug fest 
und verurteilte den Angeklagten zur Leistung von Schaden­
ersatz.

Gegen diese Entscheidung richtet sich der Kassationsan­
trag des Präsidenten des Obersten Gerichts zuungunsten des


